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Nahezu jede Bundesregierung schreibt sich den 
Bürokratieabbau auf die Fahnen. So startete 

auch die letzte Bundesregierung unter Bundeskanzler 
Schröder im Jahre 2003 eine Initiative Bürokratieab-
bau.1 In dieser Legislaturperiode hat die Bundesregie-
rung mit ihrem Programm „Bürokratieabbau und bes-
sere Rechtsetzung“ ein systematisches Verfahren zur 
Messung von Bürokratiekosten eingeführt, das von 
einem unabhängigen Gremium (Nationaler Normen-
kontrollrat) überwacht wird. Auf diesem Wege sollen 
die bestehenden Bürokratiekosten bis 2011 um 25% 
reduziert und die Bürokratiekosten bei neuen Rege-
lungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Auf-
grund der gesetzlichen Verankerung von Institution 
und Verfahren wird ein solches Programm erstmals 
über die laufende Legislaturperiode hinaus Bestand 
haben. Der bereits heute sichtbare Erfolg dieses Pro-
gramms spricht dafür, nach der nächsten Wahl darauf 
aufzubauen.

Der Bürokratieabbau hat in Deutschland einen 
besonderen Stellenwert erhalten. Diesen Eindruck 
gewinnt man mit Blick auf die hochrangigen Institu-
tionen und Personen, deren vornehmliches Ge schäft 
der Bürokratieabbau ist: Der Koordinator der Bundes-
regierung für Büro kratie abbau und bessere Rechtset-
zung ist der Staatsminister bei der Bundeskanzlerin 
Hermann Gröhe, der Nationale Normenkontrollrat mit 
seinem Vor sitzenden, dem ehemaligen Bahn-Chef, 
Dr. Johannes Ludewig, der Staatssekretärs aus schuss 
Bürokratie abbau, in dem Staatssekretäre aus allen 
Bundesministerien vertreten sind,.... Die Liste ließe 
sich noch weiter führen.

Das Programm der amtierenden Bundesregierung 
unterscheidet sich durch zwei wesentliche Merkmale 
von früheren Initiativen. So wurden erstens, dauerhaf-
te, gesetzlich verankerte Institutionen und Verfahren 
geschaffen. Zweitens, wurden erstmals die Bürokra-
tiekosten nach einer einheitlichen Methode – dem 
Standardkosten-Modell – systematisch gemessen. Mit 
Blick auf das Ende der Legislaturperiode stellt sich die 
Frage, inwieweit sich die Erwartungen an das Regie-
rungsprogramm erfüllt haben und wie nach der Wahl 
auf den bestehenden Erfahrungen aufgebaut werden 
kann.

Die zwei Seiten der Bürokratie

Die Klagen über ein Zuviel an Bürokratie dürfte es 
so lange geben, wie Organisationseinheiten mit for-
mellen und generellen Regelungen existieren. Der Be-
griff Bürokratie wurde schon im 18. Jahrhundert als 
Kritik an einer tyrannischen Beamtenherrschaft und 
einem wuchernden System von Vorschriften benutzt. 
Auch heutzutage werden zumeist die negativen Seiten 
der Bürokratie betont. Wenn etwas als „bürokratisch“ 
empfunden wird, dann wird damit zumeist eine über-
steigerte Form der Bürokratie beschrieben, etwas Läs-
tiges wie komplizierte Rechtstexte, lange Wartezeiten 
und un ver ständ liche Formulare. 

Bei aller Kritik wird oft übersehen, dass die Büro-
kratie eine der tragenden Säulen jeder modernen Ge-
sellschaft ist. Regelgebundenes Handeln garantiert 
die Funktions fähigkeit von Organisationen, seien es 
öffentliche oder private. Moderne Gesellschaften sind 
auf funktionierende Regelsysteme angewiesen, die 
Verantwortlichkeiten zuweisen und Arbeitsteilung er-
möglichen.2 Nicht ohne Grund sah Max Weber in der 

* Die Autoren danken mehreren Kollegen im Bundeskanzleramt und im 
Bundesministerium der Finanzen für wertvolle Anregungen. Der Artikel 
bringt die persönliche Meinung der Autoren zum Ausdruck.

1 Vgl. U. Vo g t : Mit weniger Bürokratie zu mehr Freiräumen, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 85. Jg. (2005), H. 10, S. 619. 

2 Vgl. R. M a y n t z : Bürokratie, in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.): Staats-
lexikon, Freiburg 1985, S. 1066 ff.
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Bürokratie die rationale Form der legalen Herr schaft.3 
Sie verhindert Bevorzugung oder Benachteiligung 
Einzelner in Form von will kür lichen Entscheidungen, 
weil sich alle an die gleichen und rational begründeten 
Spiel regeln (Gesetze) halten. Dieser Bürokratiebegriff 
ist durchaus ein positiver. 

Ziel eines jeglichen Bürokratieabbaus kann es daher 
nur sein, staatliche Regulierung auf ein vernünftiges 
Maß zu beschränken und diese Regeln so effi zient wie 
möglich zu gestalten. Dazu sind bestehende Rechts-
vorschriften regelmäßig auf den Prüfstand zu stel-
len und – wenn erforderlich – zu vereinfachen. Neue 
Rechtsvorschriften sind möglichst kostengünstig zu 
gestalten.

Grundlage Koalitionsvertrag

Bereits in den Überschriften des Koalitionsvertrags 
vom 11. November 2005 zeigt sich die große Bedeu-
tung, die die Regierungsparteien dem Thema Bürokra-
tieabbau zumessen.4 Büro kratieabbau hat als eigen-
ständiges Kapitel 9 die gleiche Bedeutung wie zum 
Beispiel die Themenbereiche Arbeit, Energie oder Um-
welt erhalten. Die Vereinbarungen zum Bürokratieab-
bau sind zudem konkret und handlungs orientiert. So 
verpfl ichten sich die Regierungsparteien, das „Stan-
dardkosten-Modell“ in Deutschland einzuführen, da-
mit bürokratische Lasten zu messen und ein konkre-
tes Abbauziel festzulegen. Darüber hinaus soll beim 
Bundeskanzleramt „ein unabhängiges Gremium von 
Fachleuten (Normenkontrollrat)“ eingesetzt werden, 
das neue Gesetzesinitiativen auf ihre bürokratischen 
Lasten hin überprüft und dem Kabinett gegenüber 
Stellungnahmen zu den Bürokratiekosten vorlegt.5

Die Vereinbarungen des Koalitionsvertrags wurden 
zügig umgesetzt. Als ersten Schritt verabschiedete 
das Bundeskabinett am 25. April 2006 das Programm 
„Bürokratie abbau und bessere Rechtsetzung“. Neu 
geschaffen wurden ein Staats sekretärsausschuss und 
die Position eines Koordinators für „Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung“ beim Bundeskanzleramt. 
Koordinator und Ausschuss sollen die Um setzung 
des Programms sicherstellen. Dem Koordinator und 
dem Staatssekretärsausschuss arbeitet eine Ge-
schäftsstelle zu, die beim Bundeskanzleramt ange-

3 Vgl. Max We b e r : Wirtschaft und Gesellschaft, Erster Teil, Kapitel 
III., 2.

4 Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD „Gemeinsam für 
Deutschland – Mit Mut und Menschlichkeit“ ist im Internet unter http://
www.bundesregierung.de/Content/DE/__Anlagen/koalitionsvertrag,pr
operty=publicationFile,property=publicationFile.pdf zu fi nden.

5 Vgl. N. R ö t t g e n : Normenkontrollrat: Der Koalitionsvertrag als 
Wegweiser zu besserer Rechtsetzung und weniger Bürokratie, in: 
Zeitschrift für Rechtspolitik, 2006, S. 47 ff.

siedelt ist und auch die Büro kratiekostenmessung 
koordiniert.

Der zweite Schritt war das Gesetz zur Einsetzung 
eines Nationalen Normenkontrollrats (NKR-Gesetz), 
das am 14. August 2006 verkündet wurde. Das Ge-
setz schuf die Grundlage für die Berufung des Nati-
onalen Normenkontrollrats und legt dessen Aufgaben 
fest.6 Gesetzliche Aufgabe des Normenkontrollrats ist 
es, die durch Gesetze verursachten Bürokratiekosten 
durch Anwendung, Beobachtung und Fortentwick-
lung einer standardisierten Bürokratiekostenmessung 
auf Grundlage des Standardkosten-Modells zu redu-
zieren.7 Auf Vorschlag der Bundeskanzlerin berief der 
Bundes präsident am 19. September 2006 die acht 
Mitglieder des Normenkontrollrats.8 Dem Rat steht ein 
Sekretariat zur Seite, das organisatorisch ebenfalls 
dem Bundeskanzleramt zugeordnet ist. 

Bürokratiekosten im Sinne des NKR-Gesetzes

Um die Kosten der Bürokratie zu messen, bedarf 
es zunächst der Defi nition dessen, was gemessen 
werden soll. Im § 2 Abs. 1 des NKR-Gesetzes werden 
Bürokratiekosten wie folgt defi niert: „Bürokratiekosten 
im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die natürlichen 
oder juristischen Personen durch Informationspfl ich-
ten entstehen. Informationspfl ichten sind aufgrund 
von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder Verwal-
tungsvorschrift bestehende Verpfl ichtungen, Daten 
und sonstige Informationen für Behörden oder Dritte 
zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu übermit-
teln. Andere durch Gesetz, Rechtsverordnung, Sat-
zung oder Verwaltungsvorschrift entstehende Kosten 
sind nicht umfasst.“

Diese Defi nition von Bürokratiekosten – Kosten 
aus Informationspfl ichten – ist recht eng. Sie erfasst 
lediglich einen Teil der Kosten und bürokratischen Be-
lastungen, die bei Wirtschaft und Bürgern durch Ge-
setze und Verordnungen verursacht werden können. 
Sie hat aber den Vorteil, die Diskussion über ein Zuviel 
an Bürokratie auf einer technischen Ebene führen zu 
können. Es geht nicht um die Frage, ob die politischen 
Ziele eines Gesetzes sinnvoll sind, sondern darum, 
ob die Informationspfl ichten des Gesetzes notwendig 
sind, um die politischen Ziele zu erreichen.

6 Zur Tätigkeit des Normenkontrollrats siehe auch: Doris D i e t z e , 
Gisela F ä r b e r : Ein Jahr Nationaler Normenkontrollrat – Tätigkeits-
schwerpunkte, Erfahrungen und Perspektiven –, in: Verwaltung und 
Management, 2007, S. 283 ff.

7 § 1 NKR-Gesetz.

8 Vorsitzender ist Dr. Johannes Ludewig. Weitere Mitglieder sind: 
Wolf-Michael Catenhusen (Stellvertretender Vorsitzender), Hermann 
Bachmaier, Dr. Hans D. Barbier, Prof. Dr. Gisela Färber, Henning Krei-
bohm, Dr. Franz Schoser, und Prof. Dr. Johannes Wittmann.
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Gemessen werden die Bürokratiekosten mit dem 
Standardkosten-Modell, einem in den Niederlanden 
entwickelten Verfahren. Dieses Verfahren wurde an die 
deutschen Gegebenheiten angepasst. Die Messungen 
werden vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. 
Dabei ergeben sich Kosten einer Informationspfl icht 
rechnerisch aus der Multiplikation der Anzahl der Fälle 
pro Jahr mit den Kosten der ein maligen Erfüllung der 
Informationspfl icht. Die Schätzung der Kosten der ein-
maligen Er füllung erfolgt aus Vereinfachungsgründen 
mit Hilfe sogenannter Standardaktivitäten.9 

Begonnen wurden die Messungen bei den Infor-
mationspfl ichten der Wirtschaft. Die Erfassung der 
Büro kratiekosten, die bei Verwaltung und Bürgern ent-
stehen, wurde zunächst zurückgestellt. Bei der Mes-
sung wurden – sofern das betroffene Ministerium es 
wünschte – auch die durch direkt und unmittelbar in 
Deutschland geltende EU-Verordnungen entstande-
nen Bürokratiekosten ermittelt.

Messergebnisse

Bislang wurden knapp 10 000 bundesrechtliche 
Informationspfl ichten der Wirtschaft iden tifi ziert und 
gemessen. Die Messungen ergaben Büro kratie kosten 
in Höhe von rund 47 Mrd. Euro.10 Diese Belastung ent-
spricht rund 2% des Bruttoinlandsprodukts Deutsch-
lands. Dies ist eine beeindruckende Größenordnung, 
insbesondere wegen der engen Defi nition der Büro-
kratiekosten nach dem NKR-Gesetz.

Wie bei jeder Messung, ist auch dieses Ergebnis 
eine Momentaufnahme. Es stellt die Kostenbelastung 
der Wirtschaft durch Informationspfl ichten dar, die am 
30. September 2006, dem Stichtag, in Kraft waren. Die 
Ergebnisse der Messungen werden in einer Datenbank 
des Statistischen Bundesamtes dokumentiert. Die Mi-
nisterien, der Normenkontrollrat und auch die betrof-
fenen Wirtschaftsverbände haben die Möglichkeit, 
auf diese Daten zuzugreifen. Darüber hinaus werden 
in einer Webdatenbank alle wesentlichen Ergebnisse 
der Bürokratiekosten-Messung öffentlich zugänglich 
gemacht.11

9 Eine eingehende Darstellung des Messverfahrens fi ndet sich im Be-
richt der Bundesregierung 2007 zur Anwendung des Standardkosten-
Modells, Bürokratiekosten: Erkennen – Messen – Ab bauen, Berlin, 
2007. 

10 Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche: Bürokratieab-
bau schafft Freiräume – Bericht der Bundesregierung 2008 zur An-
wendung des Standardkosten-Modells und zum Stand des Bürokra-
tieabbaus, Berlin 2008.

11 Die Datenbank ist abrufbar unter: http://www.bundesregierung.de/
Webs/Breg/DE/Buerokratieabbau/Informationspfl ichten/informations-
pfl ichten.html.

Die zwei Säulen des Bürokratieabbaus

Die Messung der bestehenden Bürokratiekosten 
nach dem Standardkosten-Modell (sogenannte Be-
standsmessung) bildet das Fundament des deutschen 
Bürokratieabbaus. Allein die Messung der Bürokratie-
kosten führt jedoch nicht zu weniger Bürokratie. Daher 
besteht das Programm der Bundesregierung aus zwei 
Säulen. Mit der Ex-ante-Ab schätzung, der ersten Säu-
le, soll das Entstehen von Bürokratiekosten bei neuen 
Regelungsvorhaben im vornherein auf das unbedingt 
notwendige Maß beschränkt werden. Bei der zweiten 
Säule, der Überprüfung des Bestands, sollen Bürokra-
tielasten im bestehenden Bundesrecht identifi ziert und 
25% der Kosten bis 2011 reduziert werden.12

Die erste Säule• : Seit 1. Dezember 2006 ist das Ex-an-
te-Verfahren für alle bundesrechtlichen Regelungs-
vorhaben verbindlich. Jedes Bundesministerium 
muss bei der Erarbeitung neuer Gesetze und Verord-
nungen, die darin enthaltenen Informationspfl ichten 
benennen und die damit verbundene Kostenbelas-
tung offen legen. Dabei werden die Kosten mit dem 
Standardkosten-Modell geschätzt. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass bereits bei der Erarbeitung 
der Vorschrift die Bürokratiekosten berücksichtigt 
werden. Dieses Verfahren ist in der Gemeinsamen 
Ge schäfts ordnung der Bundesministerien (GGO)13 
und im Leitfaden zur Ex-ante-Ab schätzung der Bü-
rokratiekosten nach dem Standardkosten-Modell14 
im Detail geregelt. Der Nationale Normenkontrollrat 
spielt in diesem Verfahren eine besondere Rolle, da 
er in den laufenden Gesetzgebungsprozess zur Vor-
bereitung von Kabinett entscheidungen ein gebunden 
ist. Durch die frühzeitige Einbindung ist der Normen-
kontrollrat den Bundesministerien in dieser Phase 
der Gesetzgebung gleichgestellt. Er kann bereits 
zu Beginn eines Gesetzgebungsverfahrens zu den 
Büro kratiekosten Stellung und damit Einfl uss neh-
men. Darüber hinaus wird die Stellung nahme des 
Normenkontrollrats nicht nur dem federführenden 
Ressort zugeleitet, sondern auch als Anlage des 
Gesetzentwurfs dem Bundeskabinett vorgelegt. 
Gemein sam mit dem Kabinettbeschluss wird sie 
dann dem Parlament zugeleitet und erstmals – und 
zwar als Drucksache – veröffentlicht. Die Stellung-

12 Vgl. Kabinettbeschluss der Bundesregierung vom 25.4.2006.

13 Vgl. §§ 42ff. Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesregierung, 
http://www.bmi.bund.de/cae/servlet/contentblob/139852/publica-
tionFile/15659/ggo.pdf.

14 Leitfaden für die Ex-ante-Abschätzung der Bürokratiekosten 
nach dem Standardkosten-Modell (SKM), Berlin 2008. http://www.
normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/Content/DE/Publikatio-
nen/Anlagen/2008-03-01-leitfaden-ex-ante-abschaetzung-maerz-
2008,property=publicationFile.pdf.
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nahme des Rats ist damit Teil der parlamentarischen 
Beratung.

Im Rahmen seiner Prüfkompetenz untersucht der 
Normenkontrollrat, ob das federführende Ressort 
die Bürokratiekosten unter Anwendung des Stan-
dardkosten-Modells nachvollziehbar quantifi ziert 
hat, ob Alter nativen aufgezeigt wurden und ob die 
am wenigsten belastende Alternative ausgewählt 
wurde. Dieser Prüfungsumfang ergibt sich aus dem 
NKR-Gesetz. Das beabsichtigte Regelungs ziel eines 
Gesetzes kann der Normenkontrollrat nicht hinterfra-
gen. Auch zu bürokratischen Belastungen, die nicht 
aus Informationspfl ichten resultieren, darf der Rat 
nach seinem gesetzlichen Auftrag keine Aussage 
treffen.15

Da die Ex-ante-Abschätzung darauf ausgerichtet ist, 
die Kostenbelastung durch neue oder geänderte In-
formationspfl ichten zu begrenzen, kann bei ihr vom 
präventiven Arm des Bürokratieabbaus ge sprochen 
werden. Neue überfl üssige oder zu komplizierte Re-
gelungen sollen frühzeitig als solche erkannt und 
möglichst im Entstehungsprozess verhindert wer-
den.

Die zweite Säule: Die bestehenden Regelungen, also • 
die knapp 10 000 Informationspfl ichten, die die Wirt-
schaft mit rund 47 Mrd. Euro belasten, werden über-
prüft. Dabei sollen die Informationspfl ichten identifi -
ziert werden, die abgeschafft oder vereinfacht wer-
den können.16 Bis Ende 2011 sollen die bestehenden 
Bürokratiekosten um 25% reduziert werden.17 Als 
Zwischenziel bis Ende 2009 wird eine Reduzierung 
von 12,5% angestrebt. In absoluten Zahlen bedeutet 
dies einen Abbau von rund 12 Mrd.  Euro bis 2011 
bzw. 6 Mrd. Euro bis 2009.

Bilanz nach drei Jahren

Die Bundesregierung und der Normenkontrollrat 
haben in den letzten drei Jahren erste Erfahrungen mit 
der Messung und Reduzierung von Bürokratiekosten 
bei bestehenden und neuen Regelungen gesammelt. 
Es stellt sich die Frage, ob sich die Erwartungen an 
die Bürokratiekostenmessung erfüllt haben. Hat die 
Bundes regierung ihr Zwischenziel – 6 Mrd. Euro bis 
Ende 2009 – erreicht? Hat die Anwendung des Stan-
dardkosten-Modells die Diskussion über den Bürokra-
tieabbau verändert? Gibt es ein stärkeres Bürokratie-
kostenbewusstsein in der Verwaltung? Und: Kommt 
der Bürokratieabbau bei den Betroffenen an?

15 Siehe: § 2 Abs. 1, Satz 2 NKR-Gesetz.

16 Siehe: Kabinettbeschluss der Bundesregierung vom 25.4.2006.

17 Kabinettbeschluss der Bundesregierung vom 28.2.2007.

Quantitative Abbauziele 
der Bundesregierung erreicht?

Ausweislich ihres Jahresberichts 2008 hat 
die Bundesregierung eine Vielzahl von Ver-
einfachungsmaßnahmen auf den Weg gebracht, die 
nach vollständigem Inkrafttreten die Wirtschaft jährlich 
um über 7 Mrd. Euro entlasten sollen. Dies entspricht 
einem Abbau von knapp 15% der ermittelten Büro-
kratiekosten. Das selbst gesteckte Zwischenziel von 
12,5% bis zum Ende der Legislaturperiode wäre damit 
nicht nur erreicht, sondern sogar übertroffen. Dieses 
Ergebnis basiert auf 330 Einzelmaßnahmen, welche 
die Bundesministerien in ihrem Zuständigkeitsbereich 
entwickelt haben.

Im Gegensatz zu der systematischen Überprüfung 
neuer oder geänderter Informationspfl ichten im Ex-an-
te-Verfahren sind diese Entlastungsmaßnahmen jedoch 
nicht das Ergebnis eines systematischen Verfahrens, 
sondern das Ergebnis von Einzelanstrengungen der 
Ressorts. Bislang fehlt bei der Bestandsüberprüfung 
ein systematisches Verfahren zur Umsetzung der Mess-
ergebnisse in konkrete Abbauvorschläge. Dies hat auch 
der Normenkontrollrat wiederholt bemängelt. In seinem 
Jahresbericht 2008 weist er darauf hin, dass „die bis-
her vorgestellten Abbaumaßnahmen noch keine Ge-
samtstrategie der Bundesregierung vermitteln...“18.

Es scheint daher fraglich, ob die Identifi zierung von 
besonders belastenden Informationspfl ichten und 
die Festsetzung von Abbauzielen ein ausreichender 
Anreiz sind, bestehende Regelungen regelmäßig zu 
überprüfen und bürokratische Lasten systematisch zu 
reduzieren.

Veränderung der Diskussion
durch Kostenmessung?

Ein weiterer Grund für die Einführung der Bürokra-
tiekostenmessung war das Bestreben der Bundesre-
gierung, die Diskussionen zum Bürokratieabbau von 
der Debatte über politische Inhalte zu trennen und auf 
eine „technischere“ Basis zu stellen.19

Die letzten drei Jahre haben dazu geführt, dass die 
Bewertung bestehender und geplanter Regelungen 
vermehrt anhand der damit verbundenen Bürokratie-
kosten erfolgt. Die Messergebnisse und ihre Aufbe-
reitung in einer Datenbank ermöglichen erstmals eine 
Auswahl der Informationspfl ichten nach der jeweiligen 
Kosten be lastung. So können Informations pfl ichten 
nach unterschiedlichen Kriterien (z.B. gesamtwirt-

18 Nationaler Normenkontrollrat (Hrsg.): Bürokratieabbau – jetzt Ent-
scheidungen treffen – Jahresbericht 2008, Berlin, 2008, S. 22.

19 Vgl. Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche, a.a.O., S. 8 f.
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schaftliche Kosten, Kosten je Einzelfall, Kosten für 
bestimmte Branchen) gereiht und gebündelt werden. 
Auch eine Zuordnung der Informationspfl ichten auf die 
zuständigen Ministerien und Verantwortungsebenen 
(EU oder Bund) ist möglich. 

So brachte die Messung zu Tage, dass wenige In-
formationspfl ichten für einen Großteil der Bürokratie-
kosten verantwortlich sind. Allein die sieben teuersten 
Informationspfl ichten machen mehr als die Hälfte aller 
Bürokratiekosten aus. Tabelle 1 zeigt, dass es sich um 
Informationspfl ichten handelt, die im Zusammenhang 
mit der Buchführung und der Steuererklärung stehen. 
Auch für den Finanzmarktbereich konnte ermittelt wer-
den, dass einige wenige Informationspfl ichten für den 
Großteil der Kosten verantwortlich sind und mehr als 
drei Viertel der Bürokratiekosten auf EU-Recht zurück-
gehen.20

Aufgrund der transparenten Aufbereitung der Mess-
ergebnisse werden die Bürokratiekosten mehr und 
mehr als sachliches Argument genutzt, um in beson-
ders kostenintensiven Bereichen Vereinfachungsvor-
schläge zu entwickeln. So hat die Bundesregierung 
einen Schwerpunkt unter anderem auf die Vereinfa-
chung der 50 gesamtwirtschaftlich teuersten Pfl ich-
ten gelegt.21 Ergänzt wird dieses Vorgehen nunmehr 
durch eine Betrachtung der besonders kosteninten-
siven Pfl ichten für bestimmte Branchen bzw. einzelne 
Unternehmen.22 Auch die Verbände machen sich im 
Einzelfall die Daten zu Nutze, um für Entlastungsmaß-
nahmen in ihrem Bereich zu werben bzw. um Kritik an 
bestehenden und geplanten Regelungen zu üben. Da-
mit sind die Messergebnisse mittlerweile ein wichtiges 
Instrument der Bundesregierung aber auch der Inter-
essenvertreter geworden, um bürokratische Lasten zu 
vermindern.

Gesteigertes Kostenbewusstsein?

Mit der Einführung der Ex-ante-Abschätzung hat 
die Bundesregierung auch die Hoffnung verbunden, 
das Kostenbewusstsein bei den gesetzgebenden In-
stitutionen zu schärfen.23 Bei den Ministerien gibt es 
bereits Anzeichen für ein gesteigertes Kostenbewusst-
sein. Die Überprüfung von Bürokratiekosten bei neuen 
Rechtsvorschriften ist mittlerweile ein fester Teil des 
Gesetzgebungsverfahrens geworden. Dies kann unter 

20 Vgl. Dirk H. K r a n e n : Bürokratiekostenbelastung im Finanzmarkt-
bereich, in: Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.): Monatsbericht 
des BMF – Oktober 2008, S. 51 ff.

21 Siehe: Bericht der Bundesregierung 2007 zur Anwendung des 
Standardkosten-Modells, a.a.O., S. 25.

22 Siehe Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche, a.a.O., S. 28.

23 Ebenda S. 24.

anderem darauf zurückgeführt werden, dass die Mi-
nisterien bei der Erarbeitung neuer Regelungsvorha-
ben gesetzlich zur Durchführung der Kostenschätzung 
verpfl ichtet sind. Zudem sind sie verpfl ichtet, diese 
Schätzung dem Normenkontrollrat bei der Ressortan-
hörung zur Stellungnahme vorzulegen. Seitdem der 
Normenkontrollrat seine Prüftätig keit auf ge nommen 
hat, werden daher die Bürokratiekosten bei allen neu-
en Regelungsvorhaben systematisch von den Minis-
terien geschätzt und die Ergebnisse der Schätzung im 
Vorblatt und in der Begründung des Vorhabens dar-
gestellt.24 Fehlen An gaben zu den Büro kratie kosten, 
wird das Vor haben erst gar nicht dem Kabinett zur 
Ent scheidung vorgelegt. Es fehlt an der sogenann-
ten „Kabinettreife“. Bislang hat der Normenkontrollrat 
rund 900 Regelungsvorhaben auf ihre Bürokratiekos-
ten hin geprüft.25 Nach den Berechnungen des Nor-
menkontrollrats konnten dadurch Bürokratiekosten in 
einer erheblichen Größenordnung (rund 3,7 Mrd. Euro) 
reduziert werden.26

Als konkretes Beispiel kann das Investmentän-
derungsgesetz angeführt werden, das zum 28. De-
zember 2007 in Kraft getreten ist. Mit diesem Gesetz 

24 Nationaler Normenkontrollrat (Hrsg.): Bürokratieabbau – jetzt Ent-
scheidungen treffen – Jahresbericht 2008, Berlin 2008, S. 5.

25 Stand: April 2009.

26 Nationaler Normenkontrollrat (Hrsg.): Jahresbericht 2008, a.a.O., S. 5.

Tabelle 1
Die sieben teuersten Informationspfl ichten 

der Wirtschaft

Rang nach 
Abschluss 
der Mes-
sung

Belastung
(in Euro)

Informationspfl icht Res-
sort 

Ge-
setz

1 6 197 445 Aufbewahrung von Rech-
nungen

BMF UStG

2 3 717 868 Allgemeine Buchführungs-
pfl icht

BMJ HGB 
u.a.

3 3 650 121 Abgabe der Steuererklärung BMF UStG

4 3 539 924 Pfl icht zur Jahres- und 
Konzernabschlusserstellung, 
Prüfung und Offenlegung für 
alle Kapitalgesellschaften 
(Prüfung nur für mittelgroße 
und große Unternehmen)

BMJ HGB

5 2 895 000 Ausstellung von Rechnun-
gen

BMF UStG

6 2 780 135 Stichtagsinventur BMJ HGB

7 1 638 357 Bilanzierungspfl icht bei Per-
sonenhandelsgesellschaften 
und Einzelkaufl euten

BMJ HGB

Q u e l l e : Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche: Bürokra-
tieabbau schafft Freiräume - Bericht der Bundesregierung 2008 zur 
Anwendung des Standardkosten-Modells und zum Stand des Büro-
kratieabbaus, Berlin 2008, S. 48.



BÜROKRATIE

Wirtschaftsdienst 2009 • 7478

wurde eine Vielzahl von Informationspfl ichten aufge-
hoben und vereinfacht. Insgesamt führte dies zu einer 
Nettoentlastung von rund 8 Mio. Euro, die im Rah-
men der Ex-ante-Abschätzung ermittelt wurde. Bei 
der Beurteilung des Ex-ante-Verfahrens ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass dieses Verfahren nur für Rege-
lungsvorhaben gilt, die von der Bundesregierung initi-
iert werden. Mit Be schlussfassung im Kabinett endet 
das Mandat des Normen kontrollrats. Kommt es später 
im parlamentarischen Verfahren zu weiteren Änderun-
gen, fi ndet eine erneute Schätzung der Kosten sowie 
eine Prüfung durch den Normen kontrollrat nicht mehr 
statt.27 Dass sich im parlamentarischen Ver fahren noch 
Än derungen erge ben können, zeigt das Beispiel der 
Erb schaft steuer reform. Als der Ent wurf dem Normen-
kontrollrat vor lag, hatte das Res sort die durch das Ge-
setz verursachten Büro kratie kosten auf 4,8 Mio. Euro 
ge schätzt.28 Im parlamen tarischen Ver fahren kam es 
dann zu wesent lichen Änderungen des Entwurfs, der 
zu einer weiteren Belastung von 2,9 Mio. Euro führte.29 

Auch bei Gesetzen, die auf einer Initiative des 
Bundes rats oder Bundes tags beruhen, wird in der 
Regel keine Schätzung der Bürokratiekosten vor ge-
nommen. Ein Beispiel dafür ist das im Rahmen des 
Konjunkturprogramms II ver ab schiedete Gesetz zur Si-
cherung von Be schäftigung und Stabilität in Deutsch-
land, das von den Koalitionsfraktionen im Bundestag 
eingebracht wurde.30 Büro kratiekosten werden in die-
sem Ent wurf nicht ausgewiesen.

Beide Beispiele zeigen, dass Bundestag und Bun-
desrat in den Prozess der Bürokratiekostenschätzung 
nicht aktiv ein gebunden sind. Es kann daher von einer 
parlamentarischen „Büro kratiekosten-Lücke“ gespro-
chen werden. Während auf der Seite der Bundesregie-
rung eine kontinuierliche Auseinandersetzung mit den 
Bürokratiekosten stattfi ndet, das Bewusstsein also in-
soweit geschärft wird, besteht auf der Seite des Parla-
ments noch Nachholbedarf.

Kommt der Bürokratieabbau 
bei den Betroffenen an?

Ziel des Programms der Bundesregierung „Bürokra-
tieabbau und bessere Rechtsetzung“ ist eine spürba-
re Entlastung der Betroffenen.31 Die Bundesregierung 

27 So weist der Normenkontrollrat in seinem Jahresbericht darauf hin, 
dass im Bundestag und Bundesrat die quantifi zierten Bürokratiekos-
ten bisher nur im Einzelfall eine Rolle spielen und in der Regel nicht 
Gegenstand politischer Diskussion sind. Siehe: Nationaler Normen-
kontrollrat (Hrsg.): Jahresbericht 2008, a.a.O., S. 5.

28 Bundestags-Drs. 16/7918 vom 28.1.2008 S. 49.

29 Bundestags-Drs. 16/11075 vom 25.11.2008, S. 3.

30 Bundestags-Drs. 16/11740 vom 27.1.2009.

31 In ihrem Kabinettbeschluss vom 28.2.2007 hat sich die Bundesre-
gierung zu einem spürbaren Bürokratieabbau verpfl ichtet.

hat bereits eine Vielzahl von Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, die rein rechnerisch zu einer signifi kanten 
Reduzierung der Bürokratiekosten der Wirtschaft füh-
ren. Die sieben Maßnahmen mit dem höchsten Entlas-
tungspotenzial sind in der Tabelle 2 aufgeführt. 

Inwieweit diese Entlastungen bei der Wirtschaft 
angekommen sind, hängt vor allem davon ab, ob die 
jeweiligen Maßnahmen bereits in der Praxis Anwen-
dung fi nden. Bislang wurden Reduzierungsvorschlä-
ge, die zu einer Entlastung von rund 6,6 Mrd. Euro 
führen können, vom Kabinett verabschiedet.32 Einige 
dieser Maßnahmen wurden bereits von Gesetzgeber 
und Verwaltung umgesetzt und sind insoweit bei der 
Wirtschaft angekommen, wie z.B. die Verpfl ichtung 
zur automati sierten Mel dung in der Sozialversi cherung 
oder die Anhebung der Umsatz grenze für die Buchfüh-
rungspfl icht. Bei anderen hingegen steht die konkrete 
Umsetzung noch aus, wie z.B. die Einführung eines 
elektro nischen Ent geltnachwei ses (ELENA) oder der 
Wegfall der Lohnsteuer karten durch Ein führung ei-
nes elektroni schen Abruf verfahrens für Lohnsteuer-
Abzugs merkmale. Das zeitversetzte Inkrafttreten der 
Maßnahmen führt dazu, dass die Entlastungswirkung 
bei dem einzelnen Unternehmen peu à peu eintritt. 
Eine abschließende Beurteilung, was von den Entlas-
tungsmaßnahmen bei den Betroffenen tatsächlich an-
kommt, ist daher erst dann möglich, wenn die Verein-
fachungen in der Praxis umgesetzt und im Nachhinein 
auf ihre tatsächliche Entlastungswirkung hin evaluiert 
werden.

Hinzu kommt, dass sich der Bürokratieabbau nach 
dem Regierungsprogramm auf Bürokratiekosten aus 
Informationspfl ichten beschränkt. Unberücksichtigt 
bleiben sonstige Kosten, die Unternehmen und Bür-
gern aus der Rechtsbefolgung ent stehen. Dar unter 
fallen z.B. die Kosten, die dem Anlagenbetreiber durch 
die Verpfl ichtung zum Einbau moderner Technik ent-
stehen; dem Landwirt durch die Einhaltung natur-
schutz rechtlicher Abstands fl ächen oder dem Vermie-
ter durch die Pfl icht zum Einbau von Feuer meldern. 
Diese Kosten können für den Unternehmer mindes-
tens ebenso belastend sein.

Weiterentwicklung – 
Auf den bestehenden Strukturen aufbauen

Die Bilanz hat ergeben, dass in einem recht kurzen 
Zeit raum wichtige Erfolge erzielt werden konnten. In 
der kommenden Legislaturperiode sollten jedoch in 
drei Bereichen Weiterentwicklungen vorgenommen 
werden:

32 Vgl. Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche, a.a.O., S. 13.
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Erstens, das Parlament sollte in den Pro zess zum • 
Büro kratieabbau und zur besseren Recht setzung 
stärker einbezogen werden. 

Zweitens, der Abbau be stehen der Büro kratielasten • 
sollte mit dem bewährten Verfahren der Vermeidung 
neuer Büro kratie kosten ver bunden werden (Zu-
sammen führung von Ex-ante-Abschätzung und Be-
standsüberprüfung).

Drittens, neben Kosten aus Informationspfl ichten • 
sollten weitere bürokratische Kosten in den Blick ge-
nommen werden. 

In allen drei Bereichen kann auf den be stehenden 
Strukturen aufgebaut werden.

Parlamentarische Einbindung stärken

Bei parlamentarischen Gesetzesinitiativen und Än-
derungsanträgen fi ndet bislang keine Prüfung der 
Bürokratiekosten statt. Bürokratische Lasten sollten 
jedoch möglichst von allen Akteuren des Gesetzge-
bungsverfahrens bei ihren Entscheidungen mitberück-
sichtigt werden. Anders ist eine nach haltige Vermei-

dung neuer Büro kratie kosten sowie eine Aus sage dar-
über, was am Ende beim Betroffenen ankommt, kaum 
möglich. Es wäre daher sinnvoll, auch Bundes tag und 
Bundes rat als verantwortliche Akteure in den Prozess 
des Ex-ante-Verfahrens einzubinden. So könnten die 
Büro kratie kosten über den gesamten „Lebens zyklus“ 
eines Gesetzesentwurfs hin à jour ge halten werden – 
von dem ersten Entwurf bis zum In kraft treten. 

Diese „Büro kratiekosten-Lücke“ ließe sich schlie-
ßen. Parlamen tarische Initiativen und Änderungsanträ-
ge könnten mit einer Schätzung der Büro kratie kosten 
versehen werden. Der Normenkontrollrat könnte gege-
benenfalls als Prüfi  nstanz in das Ver fahren eingebun-
den werden.33 Hier stellt sich jedoch die Frage, wie ei-
ne Schätzung der Bürokratiekosten auch dann sicher-
gestellt werden kann, wenn bestimmte Regelungsvor-
haben besonders eilbedürftig sind – also keine Zeit 
für eine Bürokratiekostenschätzung bleibt. In solchen 
Fällen könnte das fragliche Regelungs vorhaben vor-
erst be fristet (z.B. auf zwei Jahre) erlassen werden.34 
Damit tatsächlich eine Kostenbetrachtung stattfi ndet, 
könnte diese Befristung mit einer Evaluierungsklausel 
ver sehen werden, die ausdrücklich vorschreibt, dass 
die Schätzung der Büro kratie kosten innerhalb eines 
be stimmten Zeit raums nachzuholen ist.35

Verschränkung der Bestandsüberprüfung mit der 
Ex-ante-Abschätzung

Bislang wird bei der Ex-ante-Abschätzung von Re-
gelungsvorhaben nur die Büro kratiekostenbelastung 
von neuen oder geänderten Informationspfl ichten un-
tersucht. Nicht untersucht werden die bereits beste-
henden In for ma tions pfl ichten eines Gesetzes, die im 
Gesetzgebungsverfahren nicht geändert werden sol-
len. Mit Hilfe der Ergebnisse der Be stands messung ist 
es jedoch möglich, sich einen schnellen Überblick über 
die kompletten Büro kratie kosten eines Gesetzes zu 
verschaffen. Dank dieser Information kann jedes Ge-
setz ge bungs verfahren dazu genutzt werden, auch die 
bestehenden Informationspfl ichten des Gesetzes mit 
zu über prüfen. Eine solche Prüfung könnte vom feder-
führenden Ressort bereits in einem frühen Stadium des 
Verfahrens vor genommen werden. Hier müssten, wie 

33 Die FDP-Fraktion hat in ihrem Antrag vom 25.3.2009 (Bundestags-
Drs.16/12470) gefordert, dem Bundestag ein gesetzliches Anrufungs-
recht des Normenkontrollrat einzuräumen.

34 Das Prinzip der Befristung ist nicht neu. Für die Bundesministerien 
sieht § 43 GGO bereits vor, dass in der Begründung des Gesetzes 
darzustellen ist, ob das Gesetz befristet erlassen werden kann. Die 
FDP-Fraktion hat in ihrem Antrag vom 25.3.2009 (Bundestags-Drs. 
16/12470) gefordert, dass Rechtsvorschriften grundsätzlich befristet 
erlassen werden sollen.

35 Für die Bundesministerien sieht § 44 GGO bereits vor, dass durch 
das federführende Ressort festzulegen ist, ob und nach welchem Zeit-
raum zu prüfen ist, ob die entstandenen Kosten in einen angemesse-
nen Verhältnis zu den Ergebnissen stehen.

Maßnahme Gesetz Entlastung 
der Wirtschaft

Modernisierung des 
Bilanzrechts

Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetz

2500 Mio. Euro

Vereinfachungsrege-
lung zur Berechnung 
der vorläufi gen Bei-
tragsschuld

Sozialgesetzbuch IV 650 Mio. Euro

Aufhebung von rund 
2000 BMF-Schreiben

 421 Mio. Euro

Verpfl ichtung zum 
automatisierten Bei-
tragsnachweis in der 
Sozialversicherung

Sozialgesetzbuch IV 407,1 Mio. Euro

Verpfl ichtung zur auto-
matisierten Meldung in 
der Sozialversicherung

Sozialgesetzbuch IV 404,9 Mio. Euro

Anhebung der 
Umsatzgrenze für die 
Buchführungspfl icht

Abgabenordnung 306,8 Mio. Euro

Wegfall der Lohnsteu-
erkarten, Einführung 
eines elektronischen 
Abrufverfahrens für 
Lohnsteuer-Abzugs-
merkmale

Einkommensteuer-
gesetz

262,08 Mio. Euro

Tabelle 2
Liste der TOP 7 der Vereinfachungsmaßnahmen 

für die Wirtschaft
(Stand Dezember 2008)

Q u e l l e : Bundesregierung (Hrsg.): Zeit für das Wesentliche: Bürokra-
tieabbau schafft Freiräume – Bericht der Bundesregierung 2008 zur 
Anwendung des Standardkosten-Modells und zum Stand des Büro-
kratieabbaus, Berlin 2008, S. 55 ff.
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es bei neuen oder geänderten In for ma tions pfl ichten 
vorgeschrieben ist, eben falls Alternativen geprüft wer-
den. Der Normenkontrollrat könnte im Rahmen seiner 
bestehenden Prüfungs kompetenz solche Alternativen 
beurteilen. Die Ergebnisse der Überprüfung würden 
Teil der Stellung nahme des Normenkontrollrates wer-
den und somit das weitere Gesetzgebungsverfahren 
beeinfl ussen.

Da die Messergebnisse der Bürokratiekosten nicht 
nur den federführenden Ministerien zur Verfügung ste-
hen, sondern allgemein zugänglich sind, können zu-
dem alle in teressierten Beteiligten diese im Gesetzge-
bungsverfahren als Argumentations hilfe nutzen. Kurz: 
Bei jedem Gesetzgebungsverfahren würden alle Infor-
mationspfl ichten des Gesetzes einer systematischen 
Überprüfung unterzogen werden, unabhängig davon, 
ob sie geändert werden oder nicht.

Regulierungskosten entstehen nicht nur durch
Infor ma tionspfl ichten

Das Programm der Bundesregierung beschränkt 
sich auf Bürokratiekosten aus Informationspfl ichten. 
Für den Bürger und den Unternehmer ist es jedoch 
unerheblich, ob die Kosten, die ihm entstehen, durch 
Informationspfl ichten oder durch anderweitige An for-
der un gen der Regelungen verursacht werden. Er ist 
von den Kosten in Gänze betroffen und unterscheidet 
nicht zwischen ver schie denen Kostenarten. Zumal Bü-
rokratiekosten aus Informationspfl ichten im Vergleich 
zu anderweitigen Kostenfolgen einer Regelung häufi g 
die geringeren sein dürften.

Auch OECD und Weltbank unterstreichen, dass 
Büro kratie kosten aus Informationspfl ichten nur ei-
nen Teil der Regulierungskosten darstellen. Seit 2007 
weisen sie verstärkt darauf hin, dass neben den Büro-
kratie kosten aus In for mationspfl ichten auch ander-
weitige Kosten von wirtschafts politischer Bedeutung 
sind, die aus der Rechts befolgung resultieren. OECD 
und Weltbank haben da her als eine Schlussfolge-
rung aus der Evaluierung des niederländischen Mo-
dells empfohlen, das bestehende Programm zu den 
Büro kratie kosten um die sogenannten materiellen 
Befolgungs kosten der Wirt schaft zu erweitern.36 Auf 
Grundlage dieser Em pfeh lungen haben die Nieder-
lande ihr Programm ent sprechend angepasst und sich 
nunmehr das Ziel gesetzt, bei besonders relevanten 
(neuen und be stehenden) Regelungen auch die mate-
riellen Befolgungs kosten zu reduzieren.37

36 The World Bank Group: Review of the Dutch Administrative Simplifi -
cation Programme, Washington 2007. 

37 Vgl. Action Plan, Reduction Red Tape for Businesses, Netherlands, 
2007-2011. Abrufbar unter: http://www.ez.nl/dsresource?objectid=15
9422&type=PDF.

Bestehende Ansätze in Deutschland ausbauen

In Deutschland gibt es bereits seit einigen Jahren 
den Ansatz, bei allen neuen Regelungs vor haben die 
Kosten der Wirtschaft zu betrachten. Die Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien schreibt vor, 
dass bei allen neuen Gesetzen und Verordnungen ne-
ben den Bürokratie kosten auch die sonstigen Kosten 
der Wirtschaft  ge schätzt werden sollen. Zu den sons-
tigen Kosten zählen unter anderem die mit der Rechts-
befolgung einhergehenden Erfüllungskosten, Betriebs-
kosten und Verwaltungs kosten der Wirtschaft.38 Die 
Ergebnisse dieser Schätzung sind im Ein ver nehmen 
mit dem Bundes ministerium der Wirtschaft als Teil der 
Gesetzes folgen ab schätzung im Vor blatt und in der 
Begründung des Regelungsvorhabens darzustellen.39

Von der Papierform her steht Deutschland gut da. In 
der Praxis be stehen bei der Schätzung der sonstigen 
Kosten der Wirtschaft jedoch Defi zite. Qualität und 
Umfang fallen je nach Vor haben sehr unterschiedlich 
aus. Dies zeigt sich vor allem an den Ausführungen 
im Vorblatt und der Begründung von Gesetzentwür-
fen. Sie reichen von „Kosten: keine“ bis hin zu einer 
aus führ lichen Darstellung der unterschiedlichen Kos-
tenwirkungen. Ins ge samt zeigt sich, dass sich bislang 
kein ein heitliches Verfahren etabliert hat. Eine Aussage 
über die Entwicklung der Kosten der Wirtschaft für ei-
nen bestimmten Zeitraum ist nicht möglich.

Bürokratiekosten als Vorbild

Hier könnte das Vorgehen bei den Bürokratiekosten 
Vorbild sein. Die Er fahrungen mit dem Ex-ante-Verfah-
ren zeigen, dass die Schätzung der Büro kratie kosten 
aus In for ma tions pfl ichten bei Regelungsvorhaben der 
Regierung mittlerweile durchweg gut funktioniert.40 

Für diesen Erfolg dürften drei Faktoren maßgeblich 
gewesen sein:

Erstens hat sich mit dem Standardkosten-Modell • 
innerhalb der Bundesverwaltung ein einheitlicher 
Ansatz zur Erfassung der Bürokratiekosten durch-
gesetzt (methodisches Vorgehen). Dieser fehlt in 
Deutschland bislang bei den sonstigen Kosten  der 
Wirtschaft. Es gibt keine verbindlichen Leitlinien zur 
einheitlichen Anwendung oder Art und Umfang der 
Darstellung im Gesetzgebungsverfahren.

38 Merkblatt zur Ermittlung der Kostenfolgen und Preiswirkungen von 
Gesetzesvorlagen, Vorlagen von Rechtsverordnungen und von Ver-
waltungsvorschriften nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO), Bundesministerium für Wirtschaft, Juni 
2007.

39 Siehe auch §§ 44 und 45 GGO.

40 Nationaler Normenkontrollrat (Hrsg.): Jahresbericht 2008, a.a.O., S. 
29 ff. 
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Zweitens fördert die Über prüfung der Bürokratiekos-• 
ten durch eine un ab hängige Stelle die ein heit liche 
und durch gängige Schätzung dieser Kosten (Institu-
tionalisierung).

Vor aus setzung für die erfolg reiche Etablierung sol-• 
cher Verfahren ist jedoch, drittens, dass die Bundes-
regierung dem Ganzen – wie damals im Koalitions-
vertrag für die Büro kratie kosten geschehen – eine 
ent sprechende politische Bedeutung beimisst (Prio-
ritätensetzung).

Im Bundestag – der bereits damals bei den Büro-
kratiekosten die Gesetzesinitiative übernommen hat – 
werden diese Gedanken derzeit aufgegriffen. So gibt 
es Initiativen sowohl seitens der Koalitionsfraktionen41 
als auch seitens der FDP-Fraktion42, in denen die Bun-
desregierung aufgefordert wird, neben den Bürokra-
tiekosten auch die sonstigen Kosten der Wirtschaft in 
den Blick zu nehmen und das Mandat des Normen-
kontrollrates entsprechend zu erweitern.

Europäischer Normenkontrollrat

Das erfolgreiche deutsche Modell – Überprüfung 
der Bürokratiekosten bei allen neuen Rechtsvorschrif-
ten durch einen unabhängigen Normenkontrollrat 
– könnte auf europäischer Ebene als Vorbild dienen. 
Zwar dürfte die europäische Expertengruppe unter 
Leitung des früheren bayrischen Ministerpräsidenten 
Edmund Stoiber aufgrund der medialen Präsenz ihres 
Vorsitzenden in der Öffentlichkeit bekannter sein als 
der Deutsche Normenkontrollrat, was aber ihre Stel-
lung angeht, fehlt es der sogenannten Stoiber-Gruppe 
an der institutionellen Unabhängigkeit. Letztlich han-
delt es sich bei ihr um ein Beratungsgremium der Eu-
ropäischen Kommission ohne Mitwirkungsrechte im 
Rechtsetzungsverfahren. Das Mandat der Gruppe ist 
auf die Begleitung des Aktionsprogramms der EU-
Kommission beschränkt. Mit dem Aktionsprogramm 
werden die Bürokratiekosten von 42 europäischen 
Rechtsakten aus 13 Rechtsbereichen gemessen und 
auf Vereinfachungspotenziale hin untersucht.43

41 Entschließungsantrag der Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Fraktion der SPD im Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie zu dem Jahresbericht 2008 des Nationalen Normenkontrollrates 
(16-10039) und dem Bericht der Bundesregierung 2008 zur Anwen-
dung des Standardkosten-Modells (16-11486) 21. April 2009, Aus-
schussdrucksache 16(9)1501.

42 Gesetzentwurf der FDP-Fraktion zur Änderung des Gesetzes zur 
Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates vom 23.1.2008, 
Bundestags-Drs. 16/7855; Antrag der FDP-Fraktion: Bürokratie 
abbauen – Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger entlasten, vom 
25.3.2009, Bundestags-Drs. 16/12470.

43  Das Aktionsprogramm steht als download zur Verfügung unter 
http://ec.europa.eu/enterprise/admin-burdens-reduction/action_pro-
gram-de.htm.

Gerade aber die starke Stellung des Normenkont-
rollrats im Ex-ante-Verfahren, also bei neuen Rege-
lungsvorhaben, hat – wie oben dargelegt – zu einem 
erhöhten Kostenbewusstsein in einem frühen Stadium 
des deutschen Gesetzgebungsverfahrens geführt. Ei-
ne solche Kompetenz zur Prüfung neuer Regelungs-
vorhaben auf unnötige Bürokratie hat die Stoiber-
Kommission nicht. Das Fehlen der Unabhängigkeit 
und vergleichbarer Kompetenzen wird auch vom Vor-
sitzenden Stoiber beklagt, wenn er auch auf europäi-
scher Ebene einen Normenkontrollrat mit einem star-
ken Vorsitzenden fordert, der nicht nur bestehende, 
sondern auch geplante Gesetze überprüfen und die 
Bürokratiekosten ermitteln soll.44

Zusammenfassung

Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist es 
wichtig, die Kosten, die Unternehmen und Bürgern 
aus Gesetzen und Verordnungen entstehen, möglichst 
gering zu halten.

Die Bundesregierung hat mit ihrem Programm bes-
sere Rechtsetzung und Büro kratie ab bau sowie mit 
dem Gesetz zur Einsetzung des Nationalen Normen-
kontroll rates den richtigen Weg eingeschlagen, um 
eine nach haltige Entlastung der Unternehmen zu er-
zielen. Erste Erfolge sind bereits sichtbar – die Erwar-
tungen haben sich insoweit erfüllt: Es wurden umfang-
reiche Ent lastungs maß nahmen auf den Weg gebracht 
und das Ex-ante-Verfahren hat sich als wir kungs volles 
Instrument zur Vermeidung un nötiger neuer Büro-
kratiekosten her aus ge stellt. Entscheidende Erfolgs-
kriterien waren dabei sicher lich die gesetzliche Ver-
anker ung des Normen kontrollrates als un abhängiges 
Beratungs- und Prüfgremium so wie die An wendung 
des Standardkosten-Modells als ein heit liche Methode 
zur Kosten messung.

Um auch zukünftig eine Entlastung der Unterneh-
men gewährleisten zu können, muss der Weg in der 
nächsten Legis latur periode weiter gegangen werden. 
Als neue Aufgaben stellen sich dabei insbesondere 
die stärkere Einbindung des Parlaments, die syste-
matische Er schließ ung weiterer Entlastungs potentiale 
durch die Zusammen führung von Ex-ante-Verfahren 
und Bestandsüberprüfung sowie die Ausweitung der 
Kostenbetrachtung über Informationspfl ichten hinaus 
auch auf weitere Belastungen der Wirtschaft. Dabei 
kann die Bundes regierung auf den heutigen Struktu-
ren auf bauen.

44  Vgl. „Ein kostenloses Konjunkturprogramm“, Interview mit Edmund 
Stoiber im Hamburger Abendblatt vom 4. Juli 2009.
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